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und das Haus Habsburg-
Lothringen.

Als im Abgeordnetenhausebei Gelegenheit der Be-

rathungen über das Wahlgesetzzum norddeutthSUPar-

lament davon die Rede war,»daszes WUtIlMIIsWCrth
gewesenwäre, Preußen hättesichin dem Bundntß-Ver-
trage nicht nur die konsularische, sondern die ganze

diplomatischeVertretung »vorbehalten,»

da sagte der
Ministerpräsident,Graf Bismarck:»,,5))iein-eHerren, Sie
überschätzendie Bedeutung der Diplomatie, wenn Sie
eine solcheForderung aufstellen. Jch erinnere mich,
daß 1848 und 1849 die günstigsteZeit gerade für
Verhandlungen über diesen Gegenstand mit den Fürsten
verloren ging. Die Regierungen legen gerade sauf dies

ihr Ehrenrecht ein unverhältnißmäßigesGewichtund

verstehensichzu seiner Abtretung geradenm allerschwer-
sten. Ich sage, ein unverhältnißmaßiges Gewicht,
denn wenn die Stellung eines Landes wirklichso bedeu-

tend ist, daß das AuslandRücksichtauf dasselbenehmen
muß, so wird ein Ofsizier, ein Kaufmann, ein Privat-
mann genügen,diesen Verkehrzu Vertreten,1mddcr
Fürst kann, wen er will, Im Unscheinbaren Gewande

empfangen; ist aber die Stellung des betreffendenFür-
sten nicht von der Bedeutung, so mag er immerhin
Botschafter schicken, das thut nichts; seine eigenen
Stände werden sehr bald diesen kostspieligenLuxus

beseitigen-« « M

Diese Worte unseres Mknisterprasidentenwurden uns

lebhaft ins Gedächtnißzurückgerusendurch die Nach-
richt von der erfolgten Ernennungdes Heim lvon
Beust zum Minister der auswärtigenAngelegenheitenin
Oesterreich

Bekanntlich lautet nämlich der Art. IV. des prager
Friedens: »S. Maj. der Kaiser von Oesterreich erkennt
die Auflösung des bisherigendeutschenBundes an und

giebt Seine Zustimmung zu einer neuen Gestaltung
Deutschlandsohne Belheiligungdes österreichischenKai-

serstaates. Ebenso verspricht S· Maj., das engere
Bundesverhältnißanzuerkennen,welches S. Maj. der

König von Preußen nördlichvon der Linie des Mains

Herr von Brust begründenwird, und erklärt sich damit einverstanden,
daß die südlich von dieser Linie gelegenen deutschen
Staaten in einen Verein zusammentreten,dessen natio-
nale Verbindung mit dem norddeutschenBunde der

näherenVerständigungzwischenbeiden vorbehalten bleibt

undd
der eine internationale unabhängigeExistenzhaben

wir .«

Damit war, nach allgemeinerAuffassung,nicht nur

die territoriale AusschließungOesterreichs aus dem deut-

schen Bunde, sondern auch die Beseitigung des

österreichischen Einflusses auf die deutschen
Verhältnisse ausgesprochen Aber, wie Graf Bis-
mark sagte, man überschätztediese Beseitigung,denn die

Ernennung des Herrn v. Beust zum österreichi-
schen Minister heißt doch wohl nichts anderes,
als daß Oesterreich mit allen Kräften dahin
strebt, sich seinen Einfluß auf die kleineren

deutschenFürsten zu bewahren resp. wiederzu-
gewinnen.

Wir gestehen, daß wir niemals geglaubt haben,
daß Oesterreichsich wirklich so schnellentschließenwird,
den jahrelang geübtenEinfluß auf eine großeAnzahl
von deutschenFürsten auszugeben Oesterrefchwird die-
sen Einflußso lange zu bewahren streben, bis es selbst
in eine so bedeutungslose Stellung herabgedrücktist,
daß es keinen Einfluß mehr ausüben kann. Uns
wundert bei der Ernennung des Hm v. Beust, welche
wir als ein Veschleunigungsmittelzum Herabsinken
Oesterreichszu solcher bedeutungslosenStellung ansehen,
nur, daß das wienssr Kabinet dadurch so schnellund so
offen mit seinen Plänen hervortritt.

Wenn wir die Ernennung des Herrn v. Beust zum
Minister des Answärtigenin Oesterreichein Beschleu-
nigungsmittelfür den Verfall des Kaiserstaates genannt
haben,so ist dieserAusdruck wohl noch zu milde, Herrn
v. Benst’s Ernennung bedeutet den Untergang
des Hauses Habsburg-Lothringen.

Die Schlacht bei .K«öniggrätz,welche für den. Kaiser
von Oestsrkekch den Verlust Venetiens und den Aus-

schlußaus Deutschland zur Folge hatte, wies denselben
mit einer unvertennbaren Nothwendigkeitauf den Weg,



welchen alle einsichtigenPolitiker seit 15 Jahren als
den einzig richtigen für Oesterreich empfohlen hatten.
Der Kaiser mußtenämlichjetzt»nachdemer keine Veran-

lassungmehr hatte-,den österreichischenEinflußauf Deutsch-
land und Jtatien geltendzu machen, den Schwerpunkt
seinker Mfacht nach Ofen verlegen, d. h. Un-

garn zum Mittelpunkt eines neuen Reiches
machen, welches aus flavtschenund magyarischenEle-
menten bestand. Es wäre alsdann seine Aufgabe ge-
wesen, die Länder an der untern Donau allmählichin
seine Machtsphärezu ziehenund so einen Keil zwischen
Rußland und der Türkei zu bilden. Bei dem Zerfall
der Türkei hätten alsdann deren nördlicheProvinzen
an das neue Ost-Reich fallen müssen.

Auf solche Weise konnte das Haus Habs-
burg aufs Neue zu Macht und Ansehen in

Europa gelangen. Hätte der Kaiser von Oesterreich
sich entschließenkönnen, nach der Schlacht bei König-
gräszund nach dem prager Frieden dieses Ziel für seine
künftigePolitik anzunehmen, so wäre zwar der Z. Juli
mit Recht als der Todestag des deutschen Kaiserthums
Oesterreich, aber ni t als der Tag, von welchem an

der Sturz der Dyna tie Habsburg-Lothringen gerechnet
werden kann, zu bezeichnengewesen.

Um eine- solche Politik einzuschlagen,sist aber vor

allemsnothwendig,daß eine aufrichtige und vollständige
Versöhnung mit Ungarn stattfindet, und um dies

zu thun, muß man sich entschließen,von-Deutschland
sich ganz los zulösen., Allerdings wäre in solchem
Falle das Schicksal unserer Landsleute in Deuzsch-
Oesterreich nicht sehr günstiggewesen. Sie waren
gegenüberden übrigen Theilen des Reiches, dem sie
angehören, in eine schiefe Stellung gekommen, aber

wenn dies auch momentan zu bedauern sein würde,das

Resultat würde ein ewiß günstiges, nämlich die

schnelle Loslösung dieses deutschen Theiles von

dem Kaiserstaat und sein Anfall an Deutsch-
land gewesensein.

Zu einer solchen vollständigenAussöhnungmit

Ungarn hat man sichin Wien nicht entschließenkönnen-

einestheils wohl, weil man in Wien einen gewissen
Schrecken vor dem streng konstitutionellen Sinn der

Ungarn hat, und«andererseits, weil man sicb nichtent-

schließenkann, jeden Zusammenhang mit Deutschland
aufzugeben Um diesen Zusammenhang zu erhalten, hat
man Herrn v. Beust zum Minister gewahlt.

Wird man seinen Zweck erreichen? Wir glauben
nicht. Die blutigen Tage des Sommers 1866 haben
vielen Leuten in Deutschlanddie Augen geöffnet;man

hat allgemein eingeschn, daß von Oesterreich
nie und nimmermehr Heil für Deutschland
zu erwarten ist, und die Regierungen, welche etwa

noch Sympathie für die Anlehnung an Oestreichhaben,
werden diese sorgfältigvor ihren Völkern geheimhalten
müssen.

«

Wenn Oesterreich aber keinen großen Einfluß in

Deutschl-andwiedergewinnt, so hat es von der Ernennung
des Herrn o. Beust keinen Vertheil, dagegen hat es

davon den Nachtheil,daß es seine innere Lage gründlich
ruinirt, denn die einzigeMöglichkeitfür den Kaiser von

Oesterreich, aufs Neue für sich und sein Land eine

hervorragendeStellung in Europa zu erringen, die Aus-
söhnugmit Ungarn ist durchdie Ernennung des Hin.
v. Veust ganz unendlich erschwert. Die Ungarn sehen
recht gut ein, daß diese Ernennung ein Zeichen ist, das;
man in Wien an den alten Traditionen festhält, und
in diesem Festhalten sehen sie mit Recht ein Zeichenfür
sich, sehr vorsichtigzu sein und darauf zu achten, daß

ihnedn
keines ihrer konstitutionellen Rechte geschmälert

wer e. ,

Was soll aber aus dem österreichischenKaiserstaat
werden, wenn Ungarn sich fern hält von der Betheili-
gung an den Staatslasten? Es wird schnell seinem
Zerfall entgegen eilen, und das Krönchen,welches dabei

vielleichtan dem Haupte des Chefs des Hauses Habs-
burg-Lothringen sitzenbleibt, wird nicht großgEUUg sein-
um ihn zu berechtigen, seine Stimme ferner ertönen
zu lassen im Rathe der Fürsten Europas-

Politische Wocheufchau.
Preußen. Ueber das Befinden des Ministerpräs

sidenten berichten die ofsiziösenBlätter zwar nur Gutes,
aber es scheint nicht für seine fortschreitendeGenesung zu
sprechen, daß er erst Ende November wieder die Leitung
der Geschäfteübernehmenwird.

Die Gerüchte von einer Ministerkrisis tauchen von Neuem

auf; man spricht jetzt mit großer Bestimmtheit von dem be-
vorstehenden Rücktritt des Ministers des Innern, des Grafen
Eulenburg.

Dem Landtage wird außer dem Budget unter andern

Gesetzenauch ein Gesetz-Entwurfüber die Besoldung der

Schullehrer vorgelegt werden. Hoffentlich wird damit
vielen und leider begründetenKlagen abgeholfen werden.

Möge man bei der Berathung dieses Gesetzes nicht ver-

gessen,daß es nicht, wie jetzt auch ofsiziös zugegebenwird,
das Zündnadelgewehralle-in war, welches den glorreichen
Kampf dieses Jahres entschiedenhat, sondern wesentlichdie

Intelligenz unserer Truppen. .

Aus Nordschleswig wird von einer sehr lebhaften
Agitation der dänischenPartei berichtet. Zu unserem Leid-

wesen hören wir, daß deutsche Arbeiter die Adresse der

dänischenPartei an des preußischenAbgeordnetenhauses
unterschriebenhaben.

Der König Geor von Hannover und der Herzog
Adolf von Nassau habennoch immer Hoffnung »aus»eine

großeUnlwälzun, welche sie in ihre Staaten zurucksuhreu
wird. Beide ha en deshalb auch ihre Gemahltnnen noch in
den betreffendenLändern gelassen.

Die Militairaushebungenhaben in den neuen Provinzen
nach dem preußischenSystem be Dimen.

Der Abg. Sello hat sein andat niedergelegt.
Ueber die Auslegung der Amnestie bringt die »Prvv.

Corr.« einen Artikel, welcher die Zweifel befriedigt, als ob

Strafen, welche für früherbegangenepolitischeVergehenerst
nach dem 20. September rechtskräftigwerden, nicht auf
dem Gnadenwege erlassenwerden würden. Weßhalbaber nach
dem 20· September noch neue Untersuchungen für früher
begangene angeblichstrafbare Handlungen eingeleitet worden

sind, darüber giebt der Artikel keine Auskunft.
Notddeutschet Bund. Jn Hamburg fängt man an,



den bevorstehendenEintritt SchleswigsHolsteinsund Mecklen-

burgs in den Zollverein ernstlichins Auge zu fassen und

sich mit dem Gedanken vertraut zu machen, daß Hamburg
nicht wird umhin können, gleichfalls dem Zollverein beizu-

tretexesnMecklenburg hat der wackere Kämpfer für Fortschritt
und Recht, Herr Manecke-Duggenkoppel bekdem Land-

tage folgenden Antrag eingebracht:Es sollendie Großher-

zöge von Mecklenburg-Schwerinund Strelitz ersucht werden,
bald möglichstdurch eine Commissionvoii«Sachverstandigen
und unparteiischen Männern eine grundlicheUntersuchung
darüber anstellen zu lassen: 1) ob·dassenige, was augenblick-
lich in Mecklcnburg als Landesversassuuggelteu»soll,mit dein

Grundgelöbnißder alten MecklenburgischenStande (die»Ver-
fassung solle dienen .Gott zum Lobe undxunserenFurstem
Landen und Leuten zu Ehren, Nutz und Wohlfahrtl) noch
im Einklange steht, oder demselbenwiderfprzchh2) ob die
eben beregte Landesverfassun diejenigen Bedingungenin sich

schließt,die als bestimmte erkinale einer»standischenVer-

fassung nothwendig sind, und Z) ob es moglich ist, niit der-

selben dasjenigezu schaffen, was die»Wohlfahitdes Landes,
die gerechtenWünschedes Volkes, die«Beziehungen zum all-

gemeinenDeutschen Vaterlande und die großenUmwandlun-
en der politischen Verhältnisse unbedingt »erfordern».

—

ir sind begierig,was die Mecklenburger Stande zu diesem

Antrage sagen werden.

Bauen. Die erste und zweiteKammer haben sich sehr
entschiedensüreinen baldigenAnschlußan den norddeutschen
Bund ausgesprochen.— Die zweiteKammerhat dkeGelder
für neue Gewehre verweigert, weil sie meint, das hatteZeit,
bis-man sich mit Preußengeeinigthabe, um dann ein ein-

heitlichesMilitairwesen herzustellen.
Oesterreich Der Kaiser Franz Jose ph hat bei seinem

Aufenthalte in Prag sich dahin-geäußert, daß die Presse
das Regieren erschwere. Wir—»inöchtenwissen, wie die

Herren in Wien ohne Presse, namlich ohne Banknoten-

Presse regieren wollen.

Jn Prag soll ein Attentat auf den Kaiser gemacht
worden sein. Die Nachrichten darüber lauten aber derart,

daß man kaum an die Wahrheitder Sache glauben kann.

Jn Ungarn soll UUU Wirklichder Landtag zusammen-
treten; ob die Verhandlungen zu einem Resultate fuhren
werden, ist abzuwarten.

Neueste Nachrichten.
Jn Paris eingetroffene Depeschenmelden, daß Kaiser

Max von Mexiko entschlossensei, nicht abzudanken.
Aus Matamoras vom 19. v. Mis. wird gemeldet,daß

eine blutige Schlacht bei Saltillo stattgefundenhat, in welcher
die Liberalen geschlagenwurden. — Aus

gemeldet, die vereinigten Staaten wollen das Protektorat
über Mexiko übernehmen.

Privatbriefe aus verschiedenenOrtenRußlands sprechen
übereinstimmendvon großenmilitairischenRustungen.

Wien, Sonntag 4. November, Mor ens. Baron John
ist zum Kriegsminister ernannt, Graf

, ensdorff at die

nachgesuchteEntlassungerhalten. Beust ist zum -inister
der auswärtigenAngelegenheiten ernannt; Graf Esteihazy
entlassen. Jn einer Depefche an die Gesandten im Aus-
lande sagt Beust, er betrachte sich als getrenntvon seiner
politischen Vergangenheit Er werde eine Friedenspolitik
verfolgen,dochhabe Oesterreichnach seiner Niederlage doppel-
ten Grund, auf seine Würde eifersichtigzu sein.

New-York wird«

Die Erklärung der vierundzwanzig Abgeordnetenst

Vierundzwanzig von unseren freisinnigen Abgeordneten,
denen nachträglichsich noch mehrere andere angeschlossen
haben, haben eine »Erkläknng« veröffentlicht,in welcher sie
ihre AbstilUMUUgeiiin der Jndeinniiätssund Anleihefrage
rechtfertigen, und durch welche sie hoffentlich alle Mißver-
ständnissebeseitigen werden, die vielfach auch auf befreun-
deter Seite hervorgetreten sind«

Es ist nämlich von Manchen behauptet worden und
wird hier und da auch wohl noch heute behauptet, daß die

Bewilligungder Jiidemnität und der Anleihe ein Fehler und

wohl gar eine Schwächevon Seiten der liberalen Majorität
im Abgeordneteuhausegewesensei. Ja, mancher leidenschaft-
liche Freund hat sich selbst zu der Ansicht verleiten lassen,
als ob die Männer, die für jene Bewilligungengestimmt
haben, damit ihre alten und bis dahin so tapfer vertheidig-
ten Grundsätze balb und halb aufgegeben hätten. Man hat
ihnen in schwerster Veikennung der Sachlage vorgeworfen,
daß sie Recht und Freiheit nicht mehr für die höchstenGüter
unseres Volkes hielten.«Wer aber diese Männer kennt, der

musz und wird sich selbst sagen, ein wie schwererJrrthum in

solchenVorwürseii liegt.
Die Vierundzwanzig haben das alte ursprüngliche

Programm der Fortschrittspartei vom 9. Juni
1861 nicht ausdrücklicherwähnt; aber sie haben der Sache
nach auch jetzt wieder zu dem ganzen und vollen Inhalte
desselben sich bekannt. Sie werden der Regierung, so weit
es zu diesem Zwecke nöthig ist, mit alleii Mitteln einer ver-

fassungsmäßigenOpposition entgegentreten, bis dieselbe alle

jene Forderungen des Rechtes und der Freiheit wirklich
zur Erfüllungbringt.

Zur Erreichung dieses Zweckes aber wäre es nicht
nöthig, ja es wäre derselben gradezu schädlich, und es

wäre, auch abgesehn davon, an und für sich selbst ein schwe-
res Unrecht, wenn unsere Abgeordneten als Gegner der

Regierung auch da austreten wollten, wo diese Regierun
etwas Gutes bewirkt hat und noch weiterhin bewirken wi
und kann. Dieses Gute ist bekanntlich in diesem Sommer

geschehen,und um dies zu sichern durchZusammenwirkenvon

Volk und Regierung wurde von Seiten der Volksver-

tretiing die Jndemnität für die bisherige budgetlose Ver-

waltung und von Seiten der Regierung die Ainnestie für
frühere regierungsfeindliche Handlungen und Aeußerungen
ertheilt worden wäre.

Durch solchegegenseitigenZugeständnissemußte die erste
Grundlage zu einem wirklichen und dauernden Frieden
ZwischenRegierung

und Volk gelegt werden. Erst dann
konnte das lnleihegesetzfolgen, durch-welches der Regierung

N) Obgleich wir mit, den Ausführungen unseres geehrten
Mitarbeiters nicht in allen Punkten übereinstimmen,so haben
wir seineni Artikel doch gern einen Platz in unserem Blatte ver-

stattet, da die »Erklärung« der vierundzwanzig Abgeordneten
vielfach zu der Auffassung Anlaß gegeben hat, als ob die Unter-

zeichner beabsichtigten, sicv von der Fortschrittsparteizu trennen
und eine besondere politische Partei zu bilden. Der Verfasser,
welcher einigen der Unterzeichner in politischer Beziehung sehr
nahe steht, betont nun ganz ausdrücklich,daß die Unterzeichner
sich der Sache nach auch jetzt wieder zu dem ganzen und vollen

Inhalt des Progainms der Fortschrittspartei bekannt haben.
Demgemäßkann woll von einer Spaltung der liberalen Partei
keine Rede sein. Mag in einzelnen Fragen eine Differenz über
die Zweckmäßigkeitoder Unziveckmäßigteiteiner Maßregel herr-
schen, so lange die Ziele unverrückt dieselben bleiben, wird sich
die liberale Partei in entscheidendenMomenten stets wieder zu-

sanimenfinden. D. Red d. Verf.



die Mittel zur kräftigenFortführung einer heilsamenvolks-

thümlichenauswärtigenPolitik gewährtwurden.
Aber gerade ge en diejenigen, welche für das Jndemnis

täts- und Anlei )egesetz gestimmt haben, klingt noch hier
und da der Vorwurf nach, als ob durchsie verfassungsmäßige
Rechte des Volkes und seiner Vertreter Preis gegebenwären.
Die »Erklärung«der Vierundzwanzigstellt diesem Vorwurf
nun den Satz entgegen, daß gerade durch diese Gesetze
»die Rechte des Volkes vermehrt und die älteren

Rechte mit besseren Schutzmitteln ver-sorgt« wor-

den sind.
Worin diese»Vermehrung der Volksrechte und die

besseren Schutzmittelfür die älteren Rechte bestehen,wollen
wir mit wenig Worten sagen.

Im Art. 99 der Verfassung heißt es, daß alle Einnah-
men und Ausgabendes Staates für jedes Jahr im Voraus

veranschlagt nnd aus den Staatshaushalts-Etat gebracht
werden müssen,und daß dieser Etat jährlichdurch ein Gesetz
festgestelltwird. — Diese Bestimmunan unserer Verfassung
waren zum schwerstenSchaden des Volksrechts in den Kon-

fliktssahren dahin ausgelegt worden. daß zwar die Ver-

anschlagung »im Voraus« geschehenmüsse, daß aber die

gesetzliche Feststellung erst später zu erfolgen brauche,
also erst während des Etatsjahres selbst. War das aber

richtig, so war das Bewilligungsrechtein leeres Wort. Denn
einmal gemachte Ausgaben konnten doch niemals rückgängig
gemacht werden, auch wenn das Abgeordnetenhaus ihre nach-
träglicheBewilligung noch so entschiedenablehnte, und nur

selten sind die Minister, auch wenn sie verklagt und

verurtheilt werden, im Stande, das zu viel ausgegebeneGeld
aus ihren eigenen Taschen wieder zu bezahlen.

Nun aber hat grade das Jndemnitätsgesetzdieser schlim-
men Auslegung einen festen Riegel vorgeschoben. Denn in

diesem Gesetz ist es nun durch die Unterschrift des

Königs anerkannt worden, daß der Verfassung gemäß
das Staatshausbaltsgesetz schon vor dem Beginn des

neuen Etatsjahres vereinbart werden muß, und nicht, wie es

früher Gebrauch war, erst im Laufe desselben. —- Dieses
neue königlicheGesetz ist also zugleich ein neues Schutz-
mittel für ein altes Volksrccht.

Ferner hat das Anleihegesetzbestimmt, daß im Staats-

schatzeohne Bewilligung des Abgeordnetenhauses
nie eine größere Summe als dreißigMillionen liegen dars,
während srühir alle möglichenUeberschüssennd außerordent-
lichen Einnahmen in demselben ganz nutzlos aufgespeichert
werden konnten. Das ist aber ein neues Richt, welches die

Volksvertretung erworben hat. Dasselbe ist Inn so unschätzs
barer, als mit demselben zugleich neue Sicherungsmittel für
alte Rechte erlangt sind. Nämlich es ist die weitere Be-

stimmung getroffen, daß alle diejenigen Ueberschüssennd

außerordentlichenEinnahmen, die nun nicht in den Staats-

schatzfließenkönnen,nicht etwa von der Regierung anderweitig
aufgespeichertoder gar nach ihrem eigenen Ermessen verwandt
werden dürften. Jnr Gegentl)eil, es müssenalle solche Gel-
der sofort zur Tilgnng der alten Staateschulden verwandt

werden, und zu andern Zwecken nur dann, wenn auch das

Abgeordneteiihaus«esin dem Staatshanshaltsgesetze
genehmigt. Das ist aber ganz offenbar ein neues Sicherungss
mittel gegen Ausgaben nach dem eigenen Ermessen der

Regierung und gegen Verwaltungohne Staatshaushaltsgesetz.
Wir hätten über diese Dinge noch Manches zu sagen;

doch das würde für heute zu weitläusia sein. Aber, so sehr
wir auch vor Ueberschätzungdieser Errungenschaftenwarnen

müssen,so sehen wir doch in, ihnen Verbesserungen
und nicht Verschlechterungenunseres Volksrechtes.

Aber wir wiederholen im Hinblick auf die noch immer

nicht umgewandelteinnere Politik die Warnung, daß man

diese an sich schätzenswerthenZugeständnissedoch in keiner

Weise überschätze.

Anzcigem
WMW

20,000 Gulden baares Silbergeld,
kann Jedermann gewinnen, der sich bei der

großen Frankfurter Geldverloosnng
c betheiligt, sowie weitere Haupttreffer von

Gulden 100,000, 40,000, 25,000, 20,000, 15,000,.
12,000 I0,000, 6,000, 5,000 2c.

Diese von der hohenhiesigen Regierung genehmigte und
der Stadt garantirte

Neueste große Prämien-Verloofnng »

bietet den Theilnehmern in jeder Beziehung die großten
s Vortheile.

Alle Nummern ohne Ausnahme werden gezogen.
Das ganze Einlagekapital wird binnen 5 Monaten mittelst
Gewinnziehungen zurückbeiahltund müssen planmäßigbis

dahin sämmtliche12,500 Gewinne, II Prämien und 18,400
Freiloose von den Interessenten erlangt werden.

Ganze Originallose kosten fl. 6. — oder Nthlr. 8. 13.

Halbe » » » 3O —. » » I. 22.

Viertel » » « 11-2 I «
— 26Ø

(Diese Lriginallose sind mit dem Statdsiegel versehen).
u den schon am»12. und 13. Dezember a.

beginnendeu Ziehungen werden Bestellungen unter Ber-

fügung des Betrages oder gegen Postnachnahme sofort pünkt-
lichst ausgeführt und die erforderlichen Pläne gratis beigefügt.
Nach stattgehabter Ziehung erhält jeder Theilnehmer die

amtliche Liste und Gewinne baar überschickt
Jegliche Auskunft in Betreff dieser großenund inter-

essanten Verloosungen wird gerne ertheilt und eine stets
S reelle gute Bedienung zugesichert. Man beliebe sich daher

vertrauensvoll baldigst direkt zu wenden an

l« steintleckersschlesingotx
«

Ermit- nnd Wechsel-Geschäft

s m Frankfurt am Main.
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»

Eine sehr großeSammlung guter chemischer Bücher,
außerdem eine Luftpumpe zum chemischenGebrauch und

verschiedene Apparate zu Löthrohr-Untersuchungensind zu
verkaufen. Frankirte Adressen werden sub Dr. L. in der

;
Expedition d. Bl. erbeten.
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«
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T zu Erhaltung, Stärkung Und Herstellung
«

der Sehkraft
Durch Einführung der Post-Anweisungen im Preu-

-

szischenStaat ist von vielen Seiten der Wunsch geäußert,
obige nun schon seit 3 Decennien riihmlicbst bekannteEss
durchjene Anweisungen lohneBrief beziehen zulkonnen :-

Jch gehe gern hieran em, nur bitte unter meiner Adresse ;-
die Buchstaben A. bemerken zu wollen. -

»

Aken a. d. Elbe, Dr. F. G. Geiß,
1. Novbr. 1866. Apothekenbesigek,
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